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Die Matsrede des Mnanzministers Dr . LcbmittLetzte Nachrichten
Die S <Dwierigkeiten beim Schulgesetz
M . 8trll » , 25. Jan . ( Priv.-Tel .) Im BttdnugsanSschuß

tze» Reichstags gab heute Reichsstnanzminister Vr. Kühler

zur Kasteufrage des ReichSschnlgefrtze » die

Erttärnng ab, daß dir gestrige « « »Sführungen des Reichs.

innenministerS d»n Keudell keine persönlichen waren, sandrr «

Anffassunge « deS ReichökabinettS wieder,

gaben . Gestern abend fanden zwischen den Regierungsparteien

interfraktionelle Berhandlnngen statt , wobei d«S RrichSfinanz»

ministerium sich bereit erklärt hatte, für den Übergang 3« Mil -

»ione« Reichsmark zar Durchführung deS Reichsfchulgefrtzes

zur Verfügung z« stellen . Die Parteien entschloss«» sich je.

buch, die Summe noch offen zu laffe«, da die tatsächlichen

enkstedende« » osten noch nicht zu übersehe « seien «nd wahr,

scheinitch höher würden. Die Parteien waren sich ferner darin

einig, daß auch Länder « nd Gemeinde « , da sie die

Verwaltung der Schulen besäßen , an de« Gesamtkoste « betei-

iigt werde « müßte«. I « der Kostrnfrage wurde in der he»,

tigeu Sitznag des BttdnngSansschuffeS irgendein Beschluß nicht

gefaßt, doch scheint es, als ob die Deutsche » olkSpartet hier
die Vorschläge der Regierung im allgemeinen billige.

I « der Krage der Simultauschnle dagegen hat

sich der Widerstand der Deutschen Volkspartet eher verstärkt .
Sie hat einen Antrag zu 8 20 eingebracht , wonach in den
Gebieten des Reichs , in denen bisher eine nach de»

Bekenntnisse « nicht getrennte Volksschule «ach Gesetz oder Her¬
kommen besteht, es bet dem biSherigenAnstaad bleiben

soll . Die Deutsche Bolkspartei fordert damit, daß der Schuh
der Simultauschnle nicht wie tm Regierungsentwnrf
befristet , sonder« all, » mein « nd nicht nur für Bade» und
Hessen, sondern für alle Gebiete ansgefprochen wird,
in denen die Simultanschule gesetzlich oder «ach Herkommen
besteht. I « Streitfälle « soll der Staatsgerichtshaf entscheide »,
welch« Länder «nd Gebiete Simultauschulen besitzen.

Die DoNsge der Lsndwirtscbatt
dt . Berlin , 25. Ja », (Priv .-Tel .) Die Unterstütz«»«»,

aktis « für die Landwirtschaft steht vor gewiffe« Schwierig,

kette». Bei den gestrigen interfraktionelle« « erhandtnngen
der Regierungsparteien gab der ReichSfinanzmtntster
die Zusicherung , daß die Einkommen- und Umsatzsteuer durch
Rahmengesetze für diejenigen Landwirte, die keine Bücher

führen , als» die kleinere » Betriebe, in ihren Abschlntz- wie

auch in de« Vorauszahlung«« der Absatzlage der Landwirte

angepaßt werden solle«, ferner solle« di« Zinse« für Strner »

rückstände niedergeschlagen werden. Bei Pfändungen, di« sich
trotzdem nicht um,ehe« ließe«, soll auf die Beachtung der Be.

stimmunge « gesehen werden, die eine Störnng de» Betrieb»

verhindern sollen .
über die wetteren Forderungen a« S dr» Regierungsparteien

<Zinsverbilligungen für die Rentenbankkreditr durch das Reich,
Zwifchrnkredtte zur Verbilligung der Zinse« für Auslands¬
anleihen und Etnfuhrbeschränkungens wurde «ine Einigung
nicht erzielt. Dem Reich stehen die geforderte « Mittel
für die von der Landwirtschaft verlangte grvße Entfchnl -
dnngSaktto » «ich» zur Verfügung. Die Auftastung de»
KinanzministerS, daß eine LVO-MiLtanenansgabe nicht trag,
dar sei, wird auch in den Parteien geteilt. Die Deutsch -
nationalen stellte« auch sollpolitische Forderungen. Sie ver¬
langten eine Minderung des Gefrierfleischkoutingents «nd
entsprechende Grenzsperren für lebendes Vieh, sowie Bereit¬
stellung von Mitteln znr Hebung der Schwrineznchl an» de«
Zollaufkomiur » von der Vieh- «nd Fleischeinfnhr. Diese For¬
derungen des Landbundes werde » kaum Erfüllung finde»,
znmal das Zentrum hier Zurückhaltung zeigt. Es bleib» als,
dann nur der Steuererlaß und die Stundungen tn erheb ,
liche« Umfang , vielleicht auch Vorschüsse auf Auslands «»-

leihe» zur Förderung kurzftistigrr landwirtschaftlicher Kredite .
Aber auch hier begegnet man Schwierigkeiten, da die beiden
Stellen , die für die Anfnahme von Ausländsanleihe « in erster
Linie in Betracht kommrn, die preußische GrnoffenschaftSkaffe
und die Rentenbankkreditanstalt , keine gr« ße Geneigtheit zri.

gen, weil nach ihrer « »ficht die « »»sichten auf de« Auleihe-
« arkt nicht gerade günstig find. Die Gewährung »au Vor¬
schüssen anf einer solchen nicht gerade gut fundierte« Basis
würde als » zunächst dach da» Reich selbst belasten .

Die Beschlagnahme der russische» Bankguthaben in Paris .
Da » Pariser Handelsgericht hat die einstweilige Verfügung ,
die die Beschlagnahm« russischer Bankguthaben in Höhe von
20 Millionen enthält , aufgehoben . Sie war auf Antrag einer
spanischen Bank '

gestellt, me sich durch das russische Vorgehen
heim spanischen Petroleummonopol geschädigt fühlte .

In der heutigen Sitzung des Badische» Land¬
tags brachte Finanzminister vr . Schmitt den Etat
mit folgender EtatSrede ein :

Der Staatsvoranschlag 1928/29 , den ich hiermit vorlege,
— er wird sofort verteilt werden — steht wesentlich unter
drei Zeichen , nämlich Vermehrung de» PersonalaufwaudeS ,
Drosselung sachlicher , aber noch verschiebbarer Ausgaben und
Eintritt eines vorerst noch ungedeckten , aber für badische
Verhältniffe und für di« heutige Zeit immerhin erhebliche«
vorläufige «

Fehlbetrag für ziori Jahre von rnnd 24,3 Millionen Mk.

Das sind die wesentlichenMerkmale des neuen Budgets . Die
starke Drosselung sachlicher Aufgaben ist zwar kein« spezielle
badische Erscheinung, sie kennzeichnet vielmehr auch den
Reichshaushaltsplan und die Budgets der andern deutschen
Länder . Sie ist als» eine allgemeine Erscheinung in Deutsch¬
land» und es wäre deshalb geradezu verwunderlich, wenn es
im Lande Baden anders wäre als im sonstigen Deutschland .
Di« starke Drosselung sachlicher Ausgaben hängt allerdings
wesentlich zusammen mit der Erhöhung der Beamtrnbesol -
dnng und mit den Rrparationslasten , welche jetzt ihren Höhe¬
punkt erreichen und auf die Länder zurückwirlen .

Auch der Fehlbetrag deS Budgets ist weder eine speziell«
badische Erscheinung noch eine ausschließliche Erscheinung der
Gegenwart . Auch das neueste preußische Budget für 1928
z. B. hat einen einjährige » Fehlbetrag von 73 Millionen
und daS württembergische Budget einen solchen von 10 Mil -
lionen, und doch sind Preußen und Württemberg finanziell
gut situierte Länder ; den andern Ländern geht eS nicht
besser . Bayern hat ohne BefoldungSerhöhung gerade noch
das Gleichgewicht zwischen Einnahmen und Ausgaben durch
starke Ausgabenbeschränkung erreicht. Di « BesoldungS -
erhühung, die noch nicht hierunter fällt , erfordert in Bayern
nach Zeitungsnachrichten 54,4 Millionen 7m im Jahr . Der
bayerische Finanzminister berechnet den Fehlbetrag unter
größer sonstiger Einsparung für 1928 auf mindestens
41 Millionen Mtl. Thüringen hat 1928 «in einjähriges Defizit
von SO Millionen JSft laut Zeitungsnachrichten .

Auch die früheren badischen Finanzgesetze wiesen Fehl -
betrüge auf :

1900/1 14 Millionen
1902/3 184 f9
1904/5 64
1906/7 8I
1908/9 8,8 „
1910/11 14
1912 14 ,,
1924 17,5
1926/27 15,0

und unser derzeittger lausender Staatsvoranschlag .

Diesen Fehlbeträgen standen aber jeweils entsprechende um¬
laufende Betriebsmittel gegenüber ; so hat denn auch das
Finanzgesetz vom 5. August 1926 14,1 Millionen umlaufende
Betriebsmittel zur Herabminderung deS Fehlbetrags von
15 Millionen auf unter 1 Million verwendet.

Die Besoldungserhöhung macht jetzt rund 16,5 Millionen
Reichsmark jährlich auS , daS jährliche Defizit nur 24 : 8 — 12
Millionen Ml . Wäre die vesoldnngSrrhöhnng nicht gekom .
men» so wäre i« Etat ein jährlicher Überschuß »an 164 — 12
= 44 Millionen Ml . Diese hätten anf eine Besoldung».
erhöh«»» verwendet werde« könne», ohne daß ei« Fehlbetrag
entstanden wäre . Damit ist nachgewiesen , daß der Fehlbetrag
« U jährlich 12 Millionen M lediglich anf die BesoldungS.
erhöhnng zurückznführeu ist. Die Tatsache , daß gerade der
ordentliche Etat einen Fehlbetrag von rund 54 Millionen
Reichsmark aufweist, tut dar , daß nur der ordentliche Besol-
dunasmehrauftvand die Ursache des Fehlbetrags ist . Diese
^ ststellung wird wichtig sein, wenn da» Land ernent an da»
Reich heranttitt und «m Ausgleich wegen der BesoldnugS»
erhöhung bittet .

Wie soll im übrigen
die Deckung de« Fehlbetrag » von 24 Millionen M für 2 Jahwe

erfolgen ? Sollen oder können zur Deckung des Fehlbetrag -
Steuern eichöht werden. Ich vernein « die Frage . Die
steuerlichen Lasten sind schon bis zu einer schwer erträglichen
HSHe gestiegen. Größere Summen , als bisher aus der Grund »
uno Gewerbesteuer herauSaeholt werden sollten (87 700 000 Mi
— 4 000 000 TM = 33 700000 Ml ), können nicht mehr her »
auSgeholt werden . Eine Erhöhnng der Grund » «nd Ge¬
werbesteuer soll als» insoftrn nicht eintret ««» alS die bisherig «
Gesamtsumme nicht überschritten wird, wohl aber wird ein«
Verschiebung rintreten , indem die Gesamtsumme von Brutto
37,7 Millionen Ml anders verteilt wird auf Grundvermögen »
Betriebsvermögen und Gewerbeertrag al » bisher . Zwar wird
nicht das vom Grund - mtd Gewerbesteuergesetz an sich ge»
wollte Verhältnis von 70 : 12 : 18 zugrunde gelegt, sondern
daS Verhältnis von 68,70 : 12,47 : 18,88 . Die Hundertteile
der Steuergrundbeträae werden daher auch eine Verschiebung
erleiden . Das Grundvermögen muß bei diesem Verhältnis
225 Hundertteile (statt bisher 800 Hundertteile . daS Betriebs ,
vermögen 310 Hundertteile (statt bisher 830 Hundertteilei
und der Gewerbeertrag diesesmal nur 185 Hundertteile ( statt
bisher 200 Hundertteile ) entrichten. Damit tritt zunächst für
den Gewerbeertrag eine Entlastung ein, die allgemein alS
wünschenswert empfunden wurde, andrerseits ergibt sich eine
stärkere Belastung des Betriebsvermögens und deS Grund¬
vermögens . Beim Grundvermögen war in den beiden ab«
gelaufenen Budgetjahren leider schon im Steuersoll « in Fehl¬
betrag von rund 2 Millionen 7m , also für die beiden Budget¬
jahre 1926/27 zusammen ein Fehlbetrag von 4 Millionen Älk
eingetreten . Der Fehlbetrag beruht im wesentlichen darauf ,

daß die Zahl der Grundsteuerpflichtigen , deren Gesamtstener -
werte in die Stufen von 10000 TM und weniger und in die
2 . Stufe von 10—20 000 TM entfielen , mangels genügender
Statistik nicht genau festgestellt werden konnten. Es er¬
scheint angemessen, daß dieser Ausfall , den das Budget nicht
weiter ertragen kann, auf das gesamte Grundvermögen um¬
gelegt wird .

Des weiteren hat die Regierung geprüft, ob der Fehlbetrag
gedeckt werden könnte durch Veränderung des Gebäudesonder-
stenergesetzrs, und zwar einmal durch Erhöhung des Steuer¬
satzes, sodann durch eine andere Verteilung des Landes -
antcils auf allgemeinen Finanzbedars und Wohnungsbau .
Würde man die Hauszinssteuer monatlich nur um 1 tRpf er¬
höhen, und würde man beispielsweise den ganzen Ertrag
dieser Erhöhung (auch den Gemeindeanteil ) nur für den all¬
gemeinen Finanzbedarf des Landes verwenden, so würde
sich eine jährliche Mehreinnahme für die allgemeine Staats¬
verwaltung in Höhe von rund etwas mehr als 2,5 Millionen
Reichsmark ergeben ; oder würde man ohne Erhöhung des
Gebäudesondersteuersatzes den bisherigen Landesanteil halb
und halb für den allgemeinen Finanzbedarf des Landes und
für den Wohnungsbau verwenden, so würde für den allge-
meinen Finanzaufwand eine jährliche Summe von 1,2 Mil -
lionen Ml mehr zur Verfügung stehen . Man könnte als -
dann zugunsten des Wohnungsbaues in Betracht ziehe««,
imtz für den Wohnungsbau noch reichliche Mittel vorhanden
sind, aus dem WohnungAbauanleihegesetz, die jetzt vor»
13 Millionen auf 23 Millionen Ml erhöht werden sollen. Di«
Regierung kam aber nach eingehender Prüfung zu dem Er -
gebnis , eine Änderung des Gebäudesondersteuergesetzes weder
m der einen noch in der andern Richtung vorzuschlagen.
Wie früher, so wird auch diesmal erhofft, daß der Fehlbetrag
im Laufe des Haushaltszeitranms erwirtschaftet werden kann .
DieS setzt aber, soweit nicht Mehreinnahmen erzielt werden »
einen starken Willen der badischen Regierung znm Sparen
voraus . Dieser Wille ist vorhanden ; Art. 3 des Finanzgesetze»
gibt dem Finanzminister eine gesetzliche Handhabe zur Ein -
sparung im außerordentlichen Etat . Auch die im Besoldungs¬
gesetzentwurf in Aussicht genommen« Richtbesetzung je einer
von 8 frei werdenden planmäßigen Beamtenstellen wird ge¬
wiffe, wenn auch recht geringe Ersparnisse bringen . Andrer¬
seits wird im Laufe des zweijährigen Budget» «ine

Abänderung de» Finanzausgleichs zugunsten der Länder
eintreten müssen, schon aus allgemeinen Gründen , aber auch
aus den besonderen Gründen oer vom Reich einaeleiteten Be-
soldunaSerhöhung . Ob es möglich ist, di« auf 16,5 Millionen
vorläufig geschätzte Besoldungserhöhung herabzumindern , wird
auch noch der Landtag zu prüfen haben. Das gleiche gilt für
die andern Ausgaben . Jedenfalls dürfen die vorgeschlagenen
Ausgaben vom Landtag nicht mehr erhöht werden. Ich muß
diesen Wunsch ganz besonders unterstreichen. Schließlich ge¬
währt auch der Rechtsanspruch des Landes gegen das Reich
auf

Aufwertung und Verzinsung der Eisenbahnschuld
einen Rückhalt und eine Grundlage zur Vermehrung der
badischen Einnahmen und Verminderung «des Fehlbetrags .

Wie im Reich, so mußte auch in Baden vor Aufstellung
des Staatsvoranschlags

die wirtschaftliche Sonjunftur
allgemein einer Vorprüfung unterzogen werde ««. ES müssen
die ungünstigen und die günstigen Punkte einander gegen-
übergestellt und miteinander verglichen werden. Für Baden
ist dwse Untersuchung um so notiger und um so wichtiger»
als wir ein zweijähriges Budget haben und deshalb mit be¬
sonderer Vorsicht Vorgehen muffen.

Auch die Höhe des Fehlbetrags zwingt, mehr als sonst üblich
ist , auf allgemeine volkswirtschaftliche und finanzpolitische
Fragen «inzugehen.

Als ungünstige Konjunkturmomente müssen zwar hervorge¬
hoben roerben : Die wenn auch abnehmende, so doch immerhin
noch vorhandene Passivität dr» Außenhandels, der ungenügende
Export » die Einfuhrüberschüsse, r«nd unter diesen wieder der
Luxusimport , die starke Auslandsverschuldung, die Raschheit,
mit welcher nach dem Krieg di« Auslandsverschuldung diese
Höhe erreicht hat und die Transfergrfahr . Dazu kommt:
Die Diskonterhöhung , die Sapitalknappheit, -oer ungünstige
Stand und der Kurs der Reichs - und Landesanleihen , d«e
schmerzlichen Erfahrungen an der Börse, die Höhe der Ban -
stoffpreise und der Baukosten ( 170—180 Proz . der Friedens¬
kosten ) , das Ansteigen des LebrnShaltungsinbexe» und die
Besorgnis und Furcht vor neuer Steigerung der Löhn« , der
Ware ««preise und der Produktionskosten. Das -Schlimmste
aber ist, daß die Reparationslasten auf Grund des DaweS -
planeS im Laufe des Jahres 1928 ihren Höhepuntt erreichen.
Eine der wichtigsten wirtschaftlichen Folgen des DaweSplans
wird in Deutschland die Verminderung der eigenen Kapital¬
bildung sein, und zwar die Verminderung unter daS Matz,
welches erforderlich ist , um die deutsche Wirtschaft auf dem
der Weltentwicklung und dem BevöKerungszuwachs entspre¬
chenden Stand zu halten . Die deutsch« Wirtschaft ist daher
von ausländischem Geld und von ausländischer Anleihe ab¬
hängig . Was wir ferner im Inland imnrer noch schmerzlich
missen, das ist di« ungenügend« landwirtschaftliche Eigen¬
produktion und die dadurch sowie durch schlechte einheimische
Ernte bedingte Lebrnsmitteleinfuhr . Wenn der LebenÄhal-
tungsindcr nicht erneut steigen soll, dann muß die inlän¬
dische landwirtschaftliche Produktion gesteigert werden. Auf
diese Weis« »vird den Arbeitern und Beamten mehr genützt,
als durch Erhöhung ihrer Rominalbezüge, wenn gleichzeitig
die Warenpreise steigen (Zuruf des Abg. Weißmann :
„Wenn ! ").



Der Staatsveranschlag enthüll daher Dr Bodenmelieratio»besendere Mittet <1^ Millienrn statt bisher 1 Million »
und zwar
rin .
es
liarden Ausländsanleihen der öffentlichen Hand 500 Millionen der Landwirtschaft zufielen und daß in. Budgetzeitraum1926/27 die deutsche Bodenkultur A.-G . der badischen Land¬
wirtschaft 1,28 Millionen Mt zu günstigem Zinsfuß als Dar -leben gegeben hat . Aber es ist noch dringend erforderlich,daß von feiten des Reichs eine erneute grotzangelegte Kredit -attion zu Gunsten der Landwirtschaft erfolgt . Mit der Auf¬nahme von »Ausländsanleihen allein kann die Passivität un¬serer Handelsbilanz nicht restlos erklärt werden. Ein ent¬
scheidender Faktor ist vielmehr die Einfuhr landwirtschaftlicherProdukte . Wenn wir diese Einfuhr durch Vermehrung der
eigenen landwirtschaftlichen Produktion vermindern , sonutzen wir — wie selten in einem andern Falle — gleich¬mäßig unii gleichzeitig allen Schichten des gesamten Volkes.In Baden wird eine wesentliche Steigerung der landwirt¬
schaftlichen Produktion nicht zu erreichen sein, wenn nicht
gleichzeitig die Parzellen zusammrngelegt werden. (Sehr wahr !Links. )

Was für die badische Industrie besonders ungünstig wirkt,das sind die Eisenbahntarife , deren Abänderung wir im ba¬
dischen Sinn , seit Jahren mit Nachdruck, aber immer noch'ohne nennenswerten Erfolg erstreben .
Aufder andern Seite aber übevwiegen die günstigen Momenteder Wirtschaft. Wir haben Handelsverträge abgeschlossen, ins¬

besondere haben wir endlich auch einen deutsch -französischen
Handelsvertrag . An Stelle der Einfuhr - und Ausfuhrverboteder Nachkriegszeit sind Verträge getreten . Es ist kein Zwei.

di« deutsche Wirtschaft günstig wirken, jedenfalls für einen
Teil unserer Industrie . Dabei stehen wir erst am Anfang,nicht am Ende einer Entwicklung. Sodann ist die Fertig¬
warenausfuhr fortwähreitd gestiegen. Allem voran steht aberdie Rationalisierung der deutschen Wirtschaft. Sie war nur
möglich mit Hilfe von Ausländsanleihen und insofern wirkt
die Auslandsverschuldung hier ganz besonders produktiv. Das
Auslaichsgeld wurde verwendet zur Wiederauffüllung der inder Inflationszeit verlören gegangenen Betriebsmittel zur
Rationalisierung , zum Auf- und Ausbau unserer Produktion ,
zur Erweiterung unserer Ausfuhr und damit nicht zur Be¬
schränkung, sondern zur Förderung des Transfer . Erhöhte
Rohstoffrinfuhr ist nichts anderes als die Kehrseite der Aus¬
ländsanleihen , welche vielfach überhaupt in gar nichts an¬derem als schließlich in Rohstoffen aus dem Ausland nach
Deutschland hereinströmen können.

Die Rationalisierung ist in Deutschland noch nicht vollen¬
det . Die Sicherheit , daß die Rationalisierung immer weiter
durchgeführt wird , berechtigt zu der Hoffnung , daß die Wirt-

. schaftlich« Konjunktur , wenn auch in Kurven , so doch stetigund langsam aufwärts schreitet.
Die Rationalisierung verbilligt andererseits die Produktion— die meisten Betriebe brauchen z . B. weniger Arbeiter —.Sie steigert aber auch die Pröduktion und müßte auch aus

diesem weiteren Grunde zu einer Verbilligung der Waren
führen . Man müßte daher von der Wirtschaft, ganz beson¬ders aber dem Zwischenhandel und Einzelhandel verlangen ,daß die Warenpreise entweder billiger werden, oder wenig¬stens nicht in die Höhe gehen.

Unser wirtschaftliches Ziel mutz sein : Qualitätsarbeit . Rurbei Qualitätsarbeit kann der deutsche Kaufmann mit dem
ausländischen Kaufmann im Ausland konkurrieren . Quali¬
tätsarbeit setzt aber Oualitätserziehung voraus . Daß die
Qualität unserer Arbeiter immer mehr gehoben wird , dafür
Jorgen unsere Schulen , insbesondere unsere gut eingerichteten
)olks-, Fortbildungs -, Handels - und Gewerbeschulen. Ein

Volk , welches jährlich 2 % Milliarden an das Ausland zahlen
J
oll, hat einen kulturellen Stand und zwar emen ziemlich
lohen zur Voraussetzung. Die Erlangung und Erhaltung

dieses Kulturstandes erfordert Kosten, und diese vom Staat
aufgewendeten Kosten sind mittelbare Produktionskosten der

-deutschen Wirtschaft. Und die deutschen Länder , insbesondereBaden , werden nach besten Kräften alle Ausgaben austven-
den, um ihren kulturellen Starw , insbesondere den Stand
unserer Schulen , zu erhalten und zu heben. Der gesamte
f ersönliche und sachliche Nettoaufwand des badischen Staates
ür die Volks- und Fortbildungsschulen einschließlich der

Kreisschulämter betrug
1912/13 5.5 Proz .
1924/25 12,1 Proz .
1926/27 14,1 Proz .
1928/29 14,5 Proz .

der gesamten staatlichen
Ausgaben .

Eine weitere erfreuliche Tatsache ist die eigene Kapital¬
bildung im Inland ; das beweisen die Berichte der Spar¬
kassen, der Banken , der Versicherungsgesellschaften, der Pfand -
briesinftitut « und der Kreditgenossenschaften. Auch die Zu¬
nahme unserer Wohnungen rst ein Beweis dafür , daß wir
auswärts kommen. Der sicherste Beweis für unser wirtschaft¬liches Aufwärtskommen ist einigermaßen aber die erhöhte
Güterbeförderung auf den Eisenbahnen . Die Tonnenmenge
der umgesetzten und beförderten Güter nimmt fortwährend zu.DaS ergibt sich sowohl aus der Statistik der Eisenbahn, wie
aus der Zunahme der Güterbeförderungssteuer .

Es darf noch auf folgendes hingewiesen werden : In der -
felben Zeit , in welcher die Auslandsverschuldung sich erhöht,die Geldknappheit größer und di« Zinssätze höher werden,in derselben Zeit von 1927 fällt die Erwerbslosenziffer , ver¬
mehrt sich also die Produktion ; « in Beweis , daß das im
Ausland oder Inland aufgenommene Geld produktiv in der
Industrie verwendet worden ist und zu einer Verminderungder Erwerbslosenzahl gesi'hrt hat . Nun das Fazit aus diesen
Ausführungen :
Bei der Aufstellung des Budgets wurd« daher davvn ausge¬
gangen , daß dir Wirtschaft sich aufwärts bewegen wird , wenn
keine außerordentlichen Hemmungen eintretrn . Wir dürfe «
Vertrauen haben z« unserer Wirtschaft, Vertrauen zu vnsrrer

Währung .
Der badische Staatsvoranschlag gründet sich auf denselben
günstigen Annahmen wie der ReichshauöhallSplan ;
zu wirtschaftlichem Pessimismus fehlt der Anlaß . Aber

wachsam und vorsichtig müffen wir sein»
insbesondere im Ausgeben von Geld und in dem Beanspru¬
chen von auSlärchischen Kredits . Der badische Voranschlaggeht daher bei der Reichsüberweisungssteuer (Einkommen-,Körperschafts-, Umsatz -, Kraftfahrzeugsteuer ) von den ge¬schätzten Zahlen aus . welche in den Reichshaushaltsplan ein¬gestellt sind . Ein anderes Verfahren — «in Abweichen davon— wäre schon aus formellen Gründen nicht zu vertreten .

Verhältnis zwischen « eich und Ländern
ES wird auch vom Finanzminister dankbar anerkannt , daßdas Reich während des abgelaufenen Jahres auch dem LandeBaden wie anderen Ländern wesentliche Gellyuschüste in dem

Grenz - und Westsonds gegeben hat zur Behebung kultureller ,wirtschaftlicher und sozialer Schäden, welche dem Lande Baden
-dadurch entstanden sind , daß eS Grenzland geworden . ist.

Allmählich dringt die Erkenntnis durch , daß Baden deshalb,weil der Rhein Grenze geworden ist, schwer gelitten hat undpah es deshalb dir Aufgabe des Reiches ist, nicht bloß Ost¬preußen und die Rheinland «, sondern insbesondere auch Badenund das heute leider noch besetzte badische Gebiet tvesentlich
zu unterstützen.

Um die Jnteresien Badens mit größerem Nachdruck vertre¬ten zu können, habe ich die
Einführung eines besonderen badischen GrrnzlandausschuffeS
beim Staatsministerium angeregt und erwirkt , dessen Aufgabees sein soll , die durch die neue Rheingrenze entstandenen undentstehenden kulturellen , sozialen und wirtschaftlichen Schädennachzuweisen und festzustellen und andererseits Vorschlägeüber den Schadenausgleich dem Reich und dem Lande zumachen .

Es darf weiter anerkannt werden, daß heute, wo man mei¬stens nur von Zentralisierung der Verwaltung in Berlinhört , für Baden auf einem bestimmten Gebiet eine umge¬kehrte Entwicklung zu konstatieren ist, nämlich eine Dezen¬tralisation . Durch Vereinbarung zwischen dem Herrn Reichs-finanzminister und dem badischen Minister der Finanzen ist,vorbehaltlich der Zustimmung des Landtags, mit Wirkungvom 1 . Oktober 1927 an
die Reichsbauverwaltung in Baden aufgehoben .

Die Geschäfte der Reichsbauämter sind den badischen Bezirks¬bauämtern übertragen worden. Infolgedessen mußten einigeReichsbaubeamte , soweit sie Badener waren , in den badischenStaatsdienst übernommen werden . Die betr . Stellen sind im
Staatsvoranschlag angefordert . Ich begrüße diese Dezentrali¬sation , umsomehr als diese Maßnahme beiden, nämlich dem
Reich wie dem Lande Baden finanzielle Ersparnisse bringt .Die Regelung ist zunächst nur ein Versuch in Baden ; gelingtder Versuch , so wird er wohl auch in anderen Ländern durch¬geführt werden.

Andrerseits ist aber auch festzustellen, daß das Reich fort¬gesetzt^ Maßnahmen trifft , welche entweder die Einnahmender Länder 'mindern ( ich erinnere an die Minderung der Ge¬
bühren der Rechtspflege; für Baden jährlich 5 000 000 Reichs¬mark weniger ) , oder welche den Ländern neue Lasten aufer -
lrgen . Ich verweise auf die neuen nicht unerheblichen Kostenfür die Einführung der Arbeitsgerichte, für die Bekämpfungder Geschlechtskrankheiten und für das bevorstehende Rentner¬
versorgungsgesetz. Auch die Besoldungserhöhung darf hiererwähnt werden. Zwar hätte das Land Baden schon von sichaus eine Erhöhung vorgenommen , wie es ja schon durch Ge¬
setz vom 13. Juli 1927 unabhängig von einer Reichsregelungden Besoldungsgruppen I —VI eine zehnprozentige Erhöhungihrer gesamten Bezüge zugebilligt hatte . Aber hinsichtlich des
Grades der Erhöhung bedeutet die reichsrechtliche Neurege¬
lung eine maßgebende Bindung des Landes zu erhöhten Aus¬
gaben . Auch die Erhöhung der Postgebühren belastet das Bud¬
get mit jährlich über 600 000 Mt mehr.
Ganz besonders aber ist zu beklagen, daß das Reich immer
mehr und mehr in die Eigenstaatlichkeit der Länder einzu-

grrife » versucht .
Außer dem Gteuervereinheitlichungsgesetz, gegen besten ver-
fastungsändernde Tendenz das Land Baden im Reichsrat ent¬
schieden Stellung genommen hat und außer der Einführung
eines , gemeinsamen Landesarbeitsamts für mehrere süd¬
deutsche Länder , weise ich darauf hin, daß der Herr Reichs-
verkehrSminifter beabsichtigt, für den ganzen Stromtauf des
Rheins eine einheitliche ReichSstrombauverwaltung , nicht bl '
in der obersten Instanz , sondern auch in der mittleren un
untersten Instanz einzuführen . Baden mutz vom Standpunkt
per Eigenstaatlichkeit der Länder die schwersten Bedenken
;egen diese erneute Ausdehnung der Reichskompetenz erhe-
>en . Werden Reichsstrornbauämter bis in die unterste Jn -
tanz errichtet, so werden die entsprechenden badischen Organe
aüm wegfallen können. Es werden die Landes - und Reichs¬

ämter nebeneinander , vielfach leider auch gegeneinander ar¬
beiten . Auf alle Fälle wird, wie sich das bei der Übernahme

eich seine Verpflichtungen auch auf
bauverwaltung erfüllt . ES ist außerdem sehr zu befürchten,
daß bei einer Zusammenlegung der ganzen Rheinbauverwal¬
tung die Interessen des badischen Oberlandes vernaMässigt
werden , schon wegen der räumlichen Entfernung von Berlin .
Des weiteren bin ich der Meinung , daß sich die Jnteresten des
badischen Landes am Rhein nicht im Strombau oder in der
Schiffahrt erschöpfen , sondern daß auch andere wesentliche In¬
teressen bestehen , z. B . landwirtschaftliche Belange , _ Hoch¬
wasserschutz , Kraftausnutzung , Entnahme von Master für In¬
dustrie und Landwirtschaft, Ableitung von Master usw ., —
alles Interessen , welche in erster Reihe nur das Land an -
gehen, wie der Art . 97 Abs. 3 der Reichsverfassung anerkennt .
Der Ausgleich dieser verschiedenartigen Jnteresten kann nicht
durch eine Mehrheit von Behörden gleicher Jnstcnrz, sondern'richtig nur durch ein und dieselbe Behörde — eine Landes¬
behörde — gefördert werden . Die Duplizität von Behörden
in der unteren und mittleren Instanz erschwert die Geschäfte
und vermehrt den Aufwand an Zeit , Geld und Personal . Das
Neueste auf dem Gebiete der Vereinheitlichung ist ferner die
Tendenz des Reichs, sich auch mit dem Stratzrnwrfen gemäßArt . 7 Ziff . 19 der Reichsverfastung zu befassen . Soweit das
Reich im Wege der Vereinbarung mit den Ländern Vorgehen
will, ist nichts zu erinnern . Im übrigen bestehen gegen die
Zentralisation schwerste Bedenken.

Eine weitere Beengung der Länderfteiheit betrifft das Ge¬
biet der

AnSlandsanleihen .
Es ist allerdings durchaus zuzugeben, daß währungspolitische
und volkswirtschaftliche Gründe unS zwingen, möglichst wenig
Anleihen im Ausland aufzunehmen . Das gilt nicht nur für
Anleihen in ftemder Währurrg , sondern auch für solche Aus¬
ländsanleihen , welche in Reichsmarkwährung aufgelegt wer¬
den . Auch hier besteht die große Gefahr , daß die deutsche
Mark , welche ins Ausland wandert , im Ausland dazu benutzt
werden kann, die deutsche Währung zu drücken . Die Länder
haben bisher die Verpflichtung gehabt, bei Ausländsanleihen
das Gutachten der Berliner Beratungsstelle einzuholen . Ohne
deren Genehmigung wird es in den meisten Fällen mindestens
faktisch unmöglich sein, Geld im Ausland zu erhalten . Auch
Balte und hat es der Reichsfinanzminister in der Hand , die
Aufnahme einer Ausländsanleihe dadurch zu erschweren, daß
er gemäß § 115 des Reichseinkommensteuergesetzes, das Aus¬
ländsanleihen nicht von der beschränkten Einkommensteuer¬
pflicht befreit . Jetzt aber haben sich die Länder stärker als
bisher verpflichtet, sich dem Gutachten der Beratungsstelle zu
unterwerfen . Wenn man auch gegen diesen Gedanken aus
Gründen des Gefamtwohl nichts wesentliches einwenden will,
so muß wenigstens das eine verlangt werden : Es müffen
Übergangsbestimmungen getroffen werden, nach denen Aus¬
ländsanleihen wenigstens noch nwglich sind für die zur Zeit
bestehenden kurzfristigen Auslandsschulden deS Landes und
besonders der Gemeinden . Ohne diese Übergangsbestimmungenwürden diese öffentlichen Körperschaften nt die schwierigsteLage kommen . Auch sollte die Produktivität des Wohnungs¬baus und seine Beleihungsfähigteit mit Auslandsgeld aner¬kannt werden. Eine Ungleichheit in der Behandlung der Aus¬
ländsanleihen besteht noch insofern , als auch die neuen Richt¬

linien des Reichs noch nicht für die Privaten gelten . PrivateDartrhenssncher können also unbehindert durch das Reich An¬lehen im Ausland suchen . Und tatsächlich betrug nach demStand vom Oktober 1927 die langftistige Auslandsverschuldungder Privaten 3.7 Milliarden und die der öffenilichen Hand1,5 Milliarden , zusammen 5,2 Milliarden . Die vom Reich ge¬gebene Begründung , daß der Private vorsichtiger sei als dieöffentliche Hand und daß er die Kapitalanfnahme nicht weiterausdehne , als sein« eigene Kapitalkraft znlaffc und die daraus
gezogene Folgerung , daß die Privatwirtschaft hinsichtlich derAuslandskredite günstiger behandelt werden müsse , wird vonder badischen Regierung nicht gebilligt, insofern als darin eingewisses unbegründetes Mißtrauen gegen di« öffentliche Handliegt . Das eine ist allerdings zuzugeben : Damit , daß dieProduktivität einer Ausländsanleihe nachgewiesen ist, folgtnoch nicht die Notwendigkeit, einer Ausländsanleihe . Dieseist erst festgestellt, wenn der gesamte Etat der Stadt oder desLandes in der Richtung nnchgeprüft ist, ob nicht andere Aus¬
gaben im Etat gestrichen und die dabei gewonnenen Erspar -
niffe an Stelle der gewünschten Ausländsanleihe verwendetwerden können. Die öffentliche Hand besitzt übrigens Be¬triebe privatwirffchaftlicher Art . Es wäre ungerechtfertigt ,Ausländsanleihen solcher wirtschaftlichen Betriebe schlechterund anders zu behandeln als der entsprechenden Betriebe der
Privaten .

Das letzte Ziel muß sein : Werte , welche aus dem Ausland
hereinfliehen , in irgend einer Form wieder auszuführen , und
andererseits die z . Zt . auf Leihkapital aufgebaute Wirtschaftsobald als möglich auf deutsches Kapital zu basieren.

Bei
Änderung des Finanzausgleichs mit dem Reich

handelt es sich auch um die Frage , ob der Ausgleich ein Jn -
dividualausgleich sein soll , d . h . ein solcher , der die Höhe der
Überweisungen abhängig macht von dem Bedarf des einzelnenLandes . Ich persönlich könnte einem solchen Jndividualaus -
gleich nicht das Wort reden , denn wenn die Reichsübettveisun -
gen nach dem Bedarf des einzelnen Landes sich richten sollen,dann wird zunächst eine Kritik darüber eintreten , ob das lei-
stungsunfähige Land genügend gespart und seine Verwaltung
vereinfacht hat und ob es auch genügend eigen« Landesfteuern
erhebt . Eine solche Kritik von Land zu Land oder vom Reichaus wird unfruchtbar sein ; sie führt zu Kampf und zu Ver¬
stimmungen , und doch zu keinem Ergebnis .

Den Finanzausgleich nach Maßgabe des Bedürfnisses zu
verlangen , heißt ferner : eigentlich von «nitaristischen Voraus¬
setzungen ausgehen ; denn nur ein einheitlicher Staat wird
seine Einnahmen ohne Rücksicht auf den Ort des Aufkommens
so verteilen , wie die Bedürfnisse der einzelnen Landesteile
dies erfordern . Der Finanzausgleich nach Maßgabe des Be¬
dürfnisses führt sodann selbstverständlich auch zu einer Kon¬
trolle seitens des Reiches darüber , daß die überwiesenen Gel¬
der auch dem Bedürfnis entsprechend verwendet werden . Man
wird daher den gleichmäßigen Ausgleich bevorzugen müffen.Das soll aber nicht hindern , daß der Gesamtheit der Länder
ein gewisses Mindestaufkommen an Reichsüberweisungen ga¬rantiert wird.

Ein gleichmäßiger Finanzausgleich schließt übrigens nichtaus , daß Länder , welche durch einheitlich zu vertretende be¬
sondere Umstände besonders gelitten haben und leiden z . B.das vom Feind immer noch besetzte Hessen , eine vorzugsweise
Berücksichtigung erfahren .

Der beste Finanzausgleich besteht aber nicht darin , daß das
Reich den Ländern Steuersummen überweist , sondern darin ,
daß das Reich den Ländern wieder die Steuern zurückgibt,deren sie notwendig bedürfen . Cs ist ein Umweg, daßSteuern , welche im Lande aufkommen zunächst nach Berlin
fliehen und dann wieder zu 75 Proz . an die Länder zurück¬
laufen . Auf alle Fälle bedeutet das zunächst eine Verspätungin der Einlieferung dieser Gelder an die Landeshauptkaffe und
eine Vermehrung des Schatzwechselbedarfs, unter welcher die
Länder bleiben. (Fortsetzung der Rede in der Beilage .)

Reue deutsch -russische Wirtfchaftsv -rhandluugeu
^ . Berlin , 25 . Jan . Rach Blättermeldungen ist auf

deutsche Aufforderung hin die russische Regierung bereit, zurweiterrn Ausgestaltung der Wirtschaftsbeziehnngen zwischen
Deutschland und Rußland Besprechungen einznlei -
t r n . Auf deutscher Seite weift man besonders darauf hin,
daß die dentsch« Einfuhr aus Rußland gestiegen, dagegen
die dentschr Ausfuhr nach Rußland zurückgegangen ist. Mjanrechnet mit Besprechungen im Februar . — Diese Mitteilun¬
gen wrrden an zuständiger Stelle bestätigt .

Botschafter von Prittwitz und Gaffron
in New Uork

WTB . Re« Nork, 25. Jan . (Tel . ) Der hier eingetroffene
neue deutsche Botschafter für Washington von Prittwitz und
Gaffton erklärte Vertretern der Presse : Es ist nicht mein
erster Besuch in Amerika, da mir bereits zu Beginn meiner
diplomatischen Laufbahn ein mehrjähriger Aufenthalt in
Washington vergönnt war . Es wird mein besonderes Be¬
streben als deuffcher Botschafter in Washington sein , das neue
Amerika erneut kennen zu lernen und dafür Verständnis
meinem eigenen Lande zu übermitteln , während ich gleichzeitigdie Anschauungen und Bestrebungen meines eigenen Landes in
Amerika vertrete . Dabei werde ich den großen Traditionen
meines Vorgängers und Freundes , des Freiherrn v. Maltzan,
folgen, der mir gegenüber wiederholt seine Bewunderung
und Zuneigung zu Amerika äußerte .

Der Hapagdampfer „Albert Ballin "
, mit dem von Prittwitz

und Gaffron die Überfahrt machte, hatte gestern abend am
Pier angelegt . Schon beim Eintreffen i» der Quarantänen
station wurde der Botschafter von zahlreichen Vertretern der
Presse sowie dem deutschen Geschäftsträger , Dr Kiep, begrüßt .
Am Pier wurde der Botschafter von der Gattin des Vertreters
der vereinigten deutschen Gesellschaften, Hermann Metz, dem
Präsidenten der deutschamerikanischen Handelskammer , dem
gesamten Stab des Generalkonsulats empfangen . Auf dem
Oberdeck des Dampfers machten Zeitungsphotographen von
dem Botschafter und seiner Familie zahlreiche Blihlichtauf -
nahmen . _ _

Die Kandidat « » Dr . Luthers
WTB . Esten, 25 . Jan . (Tel . ) Entgegen der Meldung

eines Berliner Blattes , daß die Kandidatur des früheren
Reichskanzlers Dr. Luther im Wahlkreis Düsseldorf-Ost von
den örtlichen Parteiinstartzen der Deutschen Volkspartei ab¬
gelehnt worden sei , erfahren wir von volksparteilicher Seite ,
daß die Meldung den Tatsachen in keiner Weife entspricht.
Die örtlichen Parteiinstanzen find im Gegenteil fest ent-

K n , an der Kandidatur Dr. Luthers festzuhalten . Am
nden Sonntag wird Dr Luther bereits in einer gro¬

ßen Versammlung der Deutschen Volkspartei in Essen spre¬
chen.

Verhaftung des kommunistischen Abg . Marth
WTB . Paris , 25 . Jan . (Tel . ) Die Polizei bat heute

Nacht den kommunistischen Aba . Marth , der zur Verbüßung
des Restes seiner Gefängnishaft gesucht wurde , in Bonlogne -
sur -̂Seine verhaftet .



9tateinor*mtft0 der G<fri«rfleifchkontinge «te
BDZ . Berlin , 26 . Jan . (Tel .) Im Reichsministerium für

Ernährung und Landwirtschaft stand Dienstag in einer
Sitzung des Beirats für die Gefrierfleischoersorgung das

Gutachten des Enqurte -AuSschuffeS über die Auswirkung der

Gefrierfleischkontingentierung auf die Preisbildung des Ge¬

frierfleisches im Groß - und Kleinhandel zur Erörterung . Ti «

an der Frage beteiligten Gruppen sowie die Vertreter der

Landwirtschaft und des Deutschen Städtetages nahmen zu
den Vorschlägen des Enquete -Ausschusses über die Reuver -

tcilung der Kontingente im einzelnen .Stellung . Der Beirat

hielt es für ratsam , im großen und ganzen an dem bisherigen
Verteilungssystem festzuhalten und die Überwachung der

Preisgestaltung im Groß - und Kleinhandel be , den Gemein -

den zu belassen . Der Deutsche Städtetag will d,e Kontrolle

so ausführen , daß den Vorschlägen des Enquete -Ausschusses
so weit als möglich Rechnung getragen wird . Ferner wurde
erörtert , inwieweit es möglich ist , den Anregungen des En¬

quete-Ausschusses hinsichtlich der Einfuhr und Neuverteilung
nicht wirtschaftlich erscheinender Kontingente nachzukommen.
Zur Prüfung dieser Frage wurde eine kleine, aus Vertre¬
tern der einzelnen Jntereffentengruppen bestehende Kom¬
mission eingesetzt , die sich bereits im Ausschuß an den Be¬

sprechungen über di« Neuverteilung der Konrrngente betei¬

ligte.

Die polnischen Wahlen
WTB . Warschau, 25. Jan . (Tel . ) Gestern abend ist der Termin

der Einbringung der Reichslisten der Parteien , die sich zur
Sejm -Wahl stellen , abgelaufen . Insgesamt wurden beim
Wahlkomitee 33 verschiedene Listen angemeldet . „Epoca" ver¬
zeichnet das Gerücht, daß die Listen der Kommunisten und
der Linkssozialisten von der Hauptwahlkommission wahr¬
scheinlich als ungültig erklärt werden würven , angeblich
weil ein großer Teil die gesetzlich erforderlichen Unterschriften
nicht enthält bzw. von einer Hand hergestellt worden sind .

Der titanische Ministerpräsident in Berlin
WTB . Berlin , 25 . Jan . (Tel . ) Der litauische Minister -

Präsident, Prof . vr . WaldemaraS » traf heute früh 8,40 Uhr,
begleitet von seiner Gattin und dem Ministerialdirektor im

litauischen Außenministerium , vr . Zaunius , auf dem Bahn¬
hof Friedrichsstraße ein . Zum Empfang hatten sich der

litauische Gesandte mit dem gesamten Personal der Gesandt -

K t , der zur Zeit in Berlin weilende deutsche Gesandte in
no, Mohrat , der Chef des Protokolls , Gesandter Köster

und Graf Bassewitz vom Auswärtigen Amt auf dem Bahn¬
steig eingefunden .

Der deutsch.franzSstsche Handelsvertrag
ist am Dienstag der französischen Kammer zur Billigung zu-
geleitet worden. Die Begründung lautet wie folgt :

' Das Abkommen stellt vom juristischen wie auch vom poli¬
tischen Standpunkt aus das vollkommenste Instrument dar ,
das zwei Regierungen seit dem Kriege verwirklicht haben . Es
war in der Tat von Bedeutung , daß eine verbesserte Regelung
an die Stelle gewisser Bestimmungen des Versailler Vertrages
trat , die seit dem 10. Januar 1926 hinfällig geworden waren ,
und daß diese Regelung von dem Geist einer für die Entwick¬
lung der zwischen den Ländern notwendigen Zusammenarbeit
bis zur Wiederherstellung normaler Beziehungen in Europa
getragen war . Weil das am 10. August 1927 abgeschlossene
Abkommen sich J >on dieser Auffassung leiten läßt , und diese
Bemühung verwirklicht, hat die Regierung die feste Hoffnung ,
-daß dieses Abkommen vom Parlament gebilligt werden wird.

Das Schicksal der Fememörder
Am letzten Samstag sind die im Wilmsprozeß zum Tode

verurteilten ehemaligen Mitglieder der sog . „Schwarzen Reichs¬
wehr", Oberleutnant a . D . Schulz , Klapproth , Umhofer und
Fuhrmann , nachdem ihre Revifion vom Reichsgericht verwor¬
fen worden war , aus dem Untersuchungsgefängnis in Moabit
nach der Strafanstalt Plötzensee übergeführt und in den so¬
genannten Mörderzellen untergebracht worden, in denen sonst
diejenigen Verurteilten bewacht werden , deren Hinrichtung be¬
vorsteht.

Die Verteidigung hat sich telegraphisch an den Reichsprä¬
sidenten, an den preußischen Justizminister und den Präsiden¬
ten des Strafvollzugsamts gewandt und darauf hingewiesen,
daß die Internierung in Plötzensee nicht den gesetzlichen Be¬
stimmungen entspreche , da die Verteidigung einen Antrag auf
Wiederaufnahme des Verfahrens gestellt habe, für dessen Ein¬
reichung eine Frist von drei Wochen gewährt worden sei .

In die Gnadenaktion ist jetzt auch der Reichsjustizminister
Hergt einbezogen worden, bei dem die Generäle Teschner und
v . Gontard vorsprachen, um eine Intervention zugunsten der
Verurteilten zu erbitten . Außerdem haben der Nationalver¬
band deutscher Offiziere und der Deutsche Offiziersbund sich
beim Neichswehrministerium für Schulz und Genossen ver¬
wendet. Das Wehrministerium hat sich nicht ablehnend ver¬
halten . *

Eine Entschließung des preußischen StaatsministeriumÄ
darüber , ob von dem Begnadigungsrecht Gebrauch gemacht
werden soll, ist, wie der „Amtl . Preuß . Pressedienst " mitteilt ,
noch nicht erfolgt, vielmehr ist das zur Vorbereitung dieser
Entschließung erforderliche Gnadenverfahren noch nicht ab¬
geschlossen. Aus der Tatsache, daß die Verurteilten nach
Rechtskraft des Urteils aus dem Untersuchungsgefängnis in
das Strasgefängnis Plötzensee übergeführt worden find, kann
ein Schluß auf den Ausgang des Gnadenverfahrens nicht ge¬
zogen werden. Nach den Vorschriften für den Strafvollzug
hat sich jetzt , nachdem die Urteile Rechtskraft erhalten haben ,
der zuständige Oberstaatsanwalt darüber zu äußern , ob die
Urteile vollstreckt werden sollen oder nicht. Er hat seinen Be¬
richt dem Generalstaatsanwalt vorzulegen , der ihn mit seiner
Stellungnahme dem Beauftragten für Gnadensachen zugehen
läßt Bon diesem erhält dann der preußische Justizminister
die Berichte zur Entscheidung und zum Vortrag im Minister -
rat . Wie dem „B . T .

" berichtet wird , werden sowohl der
Oberstaatsanwalt wie auch der Generalstaatsanwalt eine Voll¬

streckung der Todesurteile nicht empfehlen . Es ist also wahr¬
scheinlich, daß die Staatsregierung von ihrem Begnadigungs¬
recht Gebrauch machen wird.

Der Mrmelländifche Landtag hat einen Dringlichkeitsantrag
angenommen , in dem öffentlich Protest gegen das Verhalten
des litauischen Gouverneurs gegenüber dem Landtag erhoben
wird . Die Veröffentlichung des Antrags wie überhaupt der
Verhandlung über diesen Gegenstand wurde der memelländi¬
schen Presse durch die Zensur untersagt .

Preußen- Berwaltung - refsrm
Gelegentlich einer Unterhaltung mit einem Mitarbeiter des

„B . T . '" machte der preußische Innenminister Grzefinski Mit »
teilunaen über Preußens Verwaltungsreform .

Nach einem Hinweis auf die bereits erfolgte Verwaltungs .
Vereinfachung durch Zusammenlegung von Stadtgemeinden
wird angekündigt , daß die Hauptarbeit des Jahres 1928 dem
rheinisch-westfälischen Jndnstriebezirk gelten werde. Das Prin¬
zip, Selbstkreise zu schaffen , bleibt nach den begonnenen gün¬
stigen Erfahrungen bewahrt . Nach einem vom 26 . November
vorigen Jahres dem Landtag zugegangenen Gesetzentwurf soll
eine Stadtgemeinde Buer -Gelsenkirchen mit 341 600 Einwoy.
nein gebildet werden. Der Landkreis Dortmund , die Stadt
Hürde sowie eine große Anzahl anderer Gemeinden werden
in den Stadtkreis Dortmund ausgenommen , der dann 468 697
Einwohner zählen wird. Aus den Stadtgemeinden Castreb-
Rauxel und der Stadt Lünen werden nach einigen Einge¬
meindungen selbständige neue Stadtkreise . Ähnliche Aufgaben
stehen in diesem Jahre für den Regierungsbezirk Düsseldorf
und dem Regierungsbezirk Münster zur Lösung. Diese Refor¬
men werden kontinuierlich durch ganz Preußen fortgesetzt
werden. Nach einer oberflächlichen Schätzung dürfen durch
die vorliegenden Ein. und Umgemeindungsvorschläge etwa
1000 Kommunalbeamten eingespart werden. Wesentlicher noch
ist die Vereinfachung des Verwaltungsganges . Die Klagen
hinsichtlich der Enklaven und Exklaven liegen schwieriger,
da die Enklaven das Dreifache der Exklaven Preußens be¬
tragen und die Ablösungen und Kompensationen erhebliche
Schwierigkeiten bereiten werden. Die Beibehaltung der Ober¬
präsidenten hält der Minister für notwendig.

Zur Sperrung des Pfälzer Waldes
Die „Pfälzische Presse" schreibt zur Erklärung des schön¬

sten Teiles des Pfälzer Waldes zur Gefahrenzone durch die
Besatzungsbehörde u . a ., es sei absolut nicht einzusehen ,
warum mit einemmal nach neun Jahren Besetzung ausge¬
rechnet in den am meisten besuchten Teilen des Pfälzer Wal¬
des Schießübungen abgehalten werden müßten . Recht merk¬
würdig mute auch an , daß erst drei Tage vor Inkrafttreten
der Sperrung mit den deutschen Behörden darüber verhan¬
delt werde. Das Blatt empfiehlt sodann den in Frage kom¬
menden Berliner und Koblenzer Stellen eine größere Offen¬
herzigkeit. Die Bevölkerung des besetzten Gebietes wolle
endlich auch sehen, daß etwas für sie getan werde.

Di« „Neue Pfälzische Landeszeitung " in Ludwigshafen

ßreibt u . a . : Die Franzosen sollten sich wirklich schämen,
ß sie im Jahre 1928 noch d̂erartige Schießübungen im be¬

setzten Gebiet abhalten , die jede menschliche Rücksicht ver¬
missen lassen . Wenn man nicht wüßte , daß es außer diesem
militärischen auch noch ein anderes , ein friedfertiges Frank¬
reich gebe , das in Bälde schon an der Herrschaft sein könne,
dann müsse dieses unberechtigte Vorgehen dazu führen , die
Hoffnung auf eine umfassende deutsch -französische Verständi¬
gung zu vernichten. Auch dieses Blatt verlangt dringend ein
Einschreiten der Reichsregierung.

RäumungSfrage und französisches Kabinett . Jules Sauer¬
wein, der politische Leiter des „Matin ", veröffentlicht im

„Mainzer Anzeiger" einen Aufsatz über die politische Stabili -

5Gerung Frankreichs, in dem er schreibt : Ich kann versichern,
ah innerhalb des französischen Ministerrates neun Stimmen

gegen vier Stimmen für eine Abkürzung der Räumnngsfristen
sind. Das Hinziehen der vom rein militärischen Standpunkt
aus übrigens nutzlosen Besetzung deutschen Gebietes läßt sich
auf die Dauer nicht in Einklang bringen mit einer Politik ,
die darin besteht , Deutschland bei der Lösung aller großen
europäischen Fragen hinzuzuziehen und es bei den Genfer
Verhandlungen viermal im Jahre auf dem Wege der Gleich¬
berechtigung zu behandeln.

Auflösung des Gemeinderates von Hagenau . Der fran¬
zösische Ministerrat hat aus Vorschlag PoincaröS sein Dekret
betreffend die Auflösung deS Gemeinderates von Hagenau
(Elsaß ) wegen seiner Haltung in der Autonomistenbewegung
genehmigt. Dem Gemeinderat wird zur Last gelegt, die zwei
von den radikalen und sozialisttschen Gemeinderäten vorgeleg¬
ten Entschließungen abgelehnt zu haben, von denen die eine
die Wiederherstellung der vor 1870 im Gebrauch gewesenen
Stadtfarben forderte, die andere eine Glückwunschadresse an
die Regierung anläßlich ihrer Maßnahmen gegen die Auto¬
nomistenbewegung.

Die deutschen Nationalsozialisten der Tschechoslowakei haben
einstimmig eine Entschließung angenommen , in der die Äuße¬
rung des Präsidenten Masaryk zurückgewiesen wird , daß es
die Aufgabe des deutschen Volkes fei, sich in verschiedenen
Staaten auszuwirken . Die natürliche Bestimmung eines jeden
Volkes sei, sich zu einem nationalen Einheitsstaat auszuleben .
Die Partei nimmt auch für das deutsche Volk dieses Recht in
Anspruch. Der tschechoslowakische Staat erfüllt den nicht
tschechischen Völkern gegenüber nicht einmal die in den Frie¬
densverträgen vorgesehenen Bestimmungen des Minderheiten¬
schutzes.

Zur Lage in der mitteldeutschen Metallindustrie . Das
Reichsarbeitsministerium hat , wie erinnerlich , den Schieds¬
spruch in dem mitteldeutschen Metallarbeiterstreik nicht für
verbindlich erklärt . Es hat sich dabei von dem Umstand be-

Simmen lassen, daß die Kluft fischen den Forderungen der
rbeitnehmer und Arbeitgeber so groß war , daß eine Eini¬

gung ausgeschlossen erschien und weil inzwischen auch etwa
25 000 Arbeiter in den Streik getreten waren . Das Reichs-
arbeitsministerium beobachtet den Fortgang der Angelegenheit
weiter und hofft, im geeigneten Augenblick zu einer Verstän¬
digung beitragen zu können.

Die nächste Länderkonferrnz wird nach einer Münchener
Information des „Fränkischen Kurier " voraussichtlich im Juni
oder Juli stattfinden .

Kennzeichen für deutsche Kraftfahrzeuge . Der Reichsverband
der Automobilindustrie wird in den nächsten Tagen einen
Wettbewerb ausschreiben zur Erlangung eines am Automobil /

anzubringenden Kennzeichens für aus deutschen Werken stam¬
menden Kraftfahrzeuge , das den deutschen Äutomobilfabriken
zur Verwendung übergeben werden soll . Die Führung deS
Preisrichterkollegiums hat Reichskunstwart l)r. Redslob über¬
nommen.

Kündigung deS ArbeitS- und Lohnabkommens lm Ruhrberg ,
bau . In einer in Essen stattgefundenen gemeinsamen Sitzung
der Vertreter der vier Bergarbeiterverbände wurde beschlossen ,
das Arbeitszeitabkommen für den Ruhrbergbau und die Lohn¬
ordnung für den Ruhrbergbau zum 30 . April 1928 zu kün¬
digen.

Diebstahl im preußischen Landtag . In der Rächt zum
Dienstag wurde im deutschnationalen Fraktionsbüro im preu¬
ßischen Landtag ein Einbruch verübt . Die Einbrecher durch»

stöberten sämtliche politischen Akten . Um einen Einbruch -

i
' diebstahl vorzutäuschen, stahlen sie Wertgegenstände der -Se¬
kretärinnen .

Die Ltatsdevntte im Veldistsg
WTB . Berlin . 24 . Jan .

Präsident Löbe eröffnet die Sitzung.
Die erste Beratung des Haushaltsplanes für 1928

wird fortgesetzt.
Abg . Koch-Weser (Dem . ) erklärt , er wolle im Interesse

mner gefunden Arbeitsteilung die Oppositionsreden gegen dia
Regierung den Regierungsparteien überlassen. Dem Abg . vr .
Ouaatz erwidert der Redner , daß es sich bei den Studenten ,
gegen di« sich der preußische Kultusministek gewandt habe,
nicht um erne großdeutsche , sondern um eine antisemitische
Bewegung handele . Die Erfassung habe alle Wege zum
Einheitsstaat freigemacht. Man müsse nur die verfassungs¬
mäßigen Rechte gebrauchen. Seine Partei gehe von der Nor -
wendigkeit aus , die Selbstverwaltung der einzelnen Landes -
teile zu stärken und dem Bürokratismus zu Leibe zu gehen.
Zum Einheitsstaat komme man auf jeden Fall , wenn man
aber zögere, komme man zum bürokratischen Einheitsstaat .
Alle Konflikte mit Bayern seien nicht über Zuständigkeiis-
fragen , sondern wegen des Souveränitätsdünkels in Bayern
entstanden . Daß der bayerische Ministerpräsident eine Ein¬
ladung heim Reichspräsidenten aus irgend einer Verstim¬
mung heraus im letzten Augenblick abzusagen wage, sei mit
seiner Stellung nicht vereinbar . Der Redner betont, daß eine
Personalunion zwischen Reich nnd Preuße » gleichzeitig eine
Entrechtung Preußens bedeuten würde. Mit Genugtuung
stellt der Redner fest, daß sich auch die Deutsche Volkspartei
für den dezentralisierten Einheitsstaat erklärt habe . Man
kann einmal , so erklärt er weiter , ohne die -Sozialdemokraten
regieren , aber nicht gegen die Sozialdemokratie. - Das Jahr
deutschnationaler Ministerherrlichkeit hat dazu geführt , die
Sozialdemokraten zu stärken und zu radikalisieren.

Reichswehrminister Gröner erklärt , die Reichsregierung
werde sich bis zur Beratung des Reichswehretats trüber
schlüssig werden» ob der Saemische Bericht zur PhoebuS -»
Affäre veröffentlicht werden soll oder nicht .

Abg . Torgler (Komm.) wendet sich gegen, die Ausführungen
der Abg . Frau Golke . Hinter Frau Golke ständen nur ein
paar Dutzend Arbeiter . Auch sie würden bald wieder zur
KPD . zurückkehen .

Abg. Mentzel (Dntl .) verlangt größeren Schutz für den ge¬
werblichen Mittelstand gegen die Konkurrenz des Hausier¬
handels und gegen die Selbstversorgungsbetriebe der Beamten .

Damit schließt dir allgemeine Aussprache .
Der Antrag Stöcker (Komm. ) auf Vorlegung des Sämisch-

Berichtes zur Phoebus -Affäre wird im Hammelsprung mit
173 gegen 143 Stimmen abgelehnt. Dafür haben mit der
Linken auch die Völkischen Gruppen und die Mitglieder de»
Bayer . Bauernbundes gestimmt.

Hierauf wird die Aussprache über
die Ruhrentschädigung der Industriellen

fortgesetzt-
Abg . Rosenbaum (Komm . ) : Die Reichsregierung füge zur

Ausplünderung der werktätigen Massen noch den Hohn und
Spott hinzu .

Ministerialdirektor vr . Dorn erklärt , die Regierung habe im
Anschluß an die Ausschußberatungen zur Ruhrentschädigung
eine Summe von 39 Millionen zur Unterstützung der ge¬
schädigten Mittelstandskreise und Arbeitnehmer im Ruhrgebiet
zur Verfügung gestellt . Damit sei die Forderung des Aus -
schusses erfüllt worden.

Aba. vr Hertz (Soz .) weist die Behauptung zurück , daß der
sozialdemokratische Minister an der Bewilligung der Äuhr -
entschädigung für di« Industrie beteiligt gewesen sei. Die so-
zialdemokratische Fraktion habe vielmehr dann als erste die
Untersuchung dieser Angelegenheit gefordert.

Abg. Dietrich-Baden (Dem . ) begründet folgenden Antrag
seiner Freunde :

„Der Reichstag mißbilligt auf das Schärfste die von dem
Untersuchungsausschuß festgestellten Vorgänge" .

Abg. Lindriner (Dntl . ) wendet sich gegen die Ausführungen
des Abg. Vr. Hertz . Der Ruhrindusirie könne man au ? ihrem
großzügigen Anerbieten in jener schweren Zeit keinen Vor¬
wurf machen.

Abg . Esser ( Z . ) erklärt , die Debatte habe keinen Anlaß ge¬
geben, das Votum des Ausschusses irgendwie zu ändern . Das
Zentrum beantragt deshalb mit Unterstützung der übrigen
Regierungsparteien : Der Reichstag nimmt den Bericht des
Ausschusses entgegen und schließt sich dem Votum des Aus¬
schusses an .

Damit schließt die Aussprache .
Präsident Löbe erklärt , der kommunistische Antrag , der ditz

für die Ruhrentschädigung verantwortlichen Minister vor den
Staatsgerichtshof stellen will, könne nicht zur Abstimmung
kommen, weil er nicht die in einem solchen Falle erforderlichen
100 Unterschriften habe.

Der sozialdemokratische Antrag , der die Einziebungen der
Überzahlungen und ihre Verteilung an die geschädigten Ge¬
werbetreibenden und Arbeitgeber verlangt , wird in nament¬
licher Abstimmung mit 198 gegen 173 Stimmen abgrlehnt .
Dafür stimmten mit den Sozialdemokraten auch die Kommu¬
nisten , Völkischen , die Wirtschaftspartei und der Bayrische
Bauernbund .

Nach Wlehnung aller weiteren Anträge wird der Antrag
der Regierungsparteien auf Anerkennung des AusschuhvotumS
angenommen .

TaS Haus vertagt sich auf Mittwoch, 15 Uhr .

Verschiedenes
Einsturz eines Neubaues in Kassel

WTB . Kassel , 25. Jan . (Tel. ) Heute vormittag , kurz vot
11 Uhr , ereignete sich in der Stiftsstraße im Stadtteil Betten ,
hausen » wo ein Neubau der Firma Karstadt A . -G . ausgeführt
wird , ein schweres Einsturzonglück, bei dem ein Arbeiter ge¬
tötet , einer schwer und einer leichter verletzt wurden . Das
Unglück ist darauf zurückzuführen, daß der Neubau proviso¬
risch mit einem Dach versehen worden war , daß infolge des
gestrigen starken Regens Wasser durchlief und einen der Be¬
tonpfeiler zum Einsturz brachte . Als ein Maurerpolier heute
vormittag den Schaden des Daches besichtigen wollte, sah er
beim Heruntersteigen , daß eine der sechs Betonsäulen , die den
ganzen Bau tragen , gesplittert war . Er rief den Arbeitern
zu : „Sofort alles aus dem Bau heraus , das Haus stürzt ein ! "
Kaum hatten die meisten Arbeiter den Bauplatz verlassen, al »
auch schon das ganze Gebäude zusammenkrachte .

T -ie Ziehung der » ad. Roten Kreuz-Lotterie mußte leide,
vom 13 . Jan . auf 10. Februar verlegt werden, da der Bad .
Lotteriemarkt nicht nur mit zahlreichen eigenen Lotterien ,
sondern auch mit ftemden stark überschwemmt war . Lose sinh
noch bei Lotterie -Unternehmer I . Stürmer . Mannheim C 7 11
und allen Losverkaufsstellen zu haben. Der Losvorrat ist
nicht mehr sehr groß und empfiehlt eS sich, die Bestellungen
beschleunigt aufzugeben , da die Ziehung am 10. Februar ga¬
rantiert ohne Verlegung stattfinden wird.

X Winschermann Stephanienstraße 94 Femsprechanschl . 815 , 816, 817
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Vadiscber Landtag
DZ . Karlsruhe , 34 . Jan .

(Fortsetzung des Berichts aus der gestrigen Nummer .)
ES folgt die Begründung der Förmlichen Anfrage der Bür »

gerltchen Bereinigung betr .
Lockerung der Zwangswirtschaft im Wohnungswesen

durch den Abg . von Au.
Am 1 . Juu v. I . habe der Landtag durch Mehrheits¬

beschluß die Regierung ersucht, di« Lockerung der Zwangs¬wirtschaft im Wohnungswesen weiterzuführen . Ms jetzt seien
Maßnahmen in der geforderten Richtung nicht getroffenworden. Der Redner fragt , ob die Regierung bereit sei , dem
Mehrheitsbeschluß der Volksvertretung Rechnung zu tragen .

Staatspräsident ,l)r. Remmele (als Innenminister ) : Es ist
richtig , der Beschluß des Landtags ist noch nicht wörtlich
durchgeführt . DaS hängt aber nicht damit zusammen , daßman die Entscheidung des Hauses etwa mißachten wollt«.Schon vor längerem eingeleitete Verhandlungen zwischen
Länderregierungen und Reichsregierung über Änderung des
Mieterschutzgesetzes und des Reichsmietengesetzes' haben sichin den letzten Wochen nach außen hin aktiv gezeigt. ZurZeit wird im Reichsrat über die Verlängerung und Änderungder beiden Gesetze verhandelt . Wer die Dinge ruhig abwägt ,wird zugeben müssen, daß eS bei dieser Sachlage nichtopportun -war und ist, im September oder jetzt mit einer ba¬
dischen Sonderverordnung herauszukommen . Es wird abzu¬warten sein , wie sich di« beiden 6-esctze endgültig gestalten,bevor die Landesregierungen weitere Schritt « unternehmen .Unter Hinweis auf die inzwischen getroffenen Maßnahmenzur Lockerung der Zwangswirtschaft schließt der Minister mitder Erklärung , daß die Regierung im Sinne des Mehrheits¬
beschlusses loyal gehandelt habe. Es sei Vorsorge getroffen ,daß nach Vorliegen der Reichsgesetze schnell gehandelt wer¬den könne.

Abg . Freidhof ( Soz .) begründet eine Förmliche Anfragewegen der Eintragung des Grunb - und Hausbesitzervereins
Mannheim als „gemeinnütziger Verein " ins Vereinsregister .Die in § 1 Ziffer 8 der Satzungen niedergelegte Zweckbestim¬mung .des Vereins verstoße gegen die guten Sitten .

Ministerialrat Dr. Weipert erklärt zur Beantwortung , daßdie Verwaltungsbehörde nicht einareifen könne . Es bleibenur der Weg der gerichtlichen Nachprüfung der Rechtmätzig-keit der Eintragung .
Die Aussprache ilber die Interpellationen erfolgt am Nach¬

mittag.
Präsident Dr. Baumgartner teilt mit , daß das Staatsmini -terium den Finanzminister beauftragt hat , in der heutigenKachmittagssitzung den

Staatsvoranschlag nebst Finanzgesetz vorzulegen.
Es steht also die Etatsrede bevor.

*
In der Nachmittagssitzung beantwortete Ministerialrat Dr.Schrffelmeyer eine Kurze Anfrage des Abgeordneten Lang über

die Notlage dr8 Kehler Brückenkopfes
folgendermaßen :

„Ber der Ausschüttung von Reichsmitteln für das besetz»Gebiet handelt es sich um verschiedeneFonds . In erster Reihekommt der im Haushalt des Reichsmiuisters des Innern für1927 ausgeworfene sogenannte Grenzfonds in Betracht, wo¬von auf das Grenzland Beden als ganzes ein Anteil von SHMillionen entfiel . Von dieser Summe sind insgesamt 1350 000
Reichsmark für das Gebiet des Kehler Brückenkopfes aus¬
geschieden worden.

ES besteht weiter ein laufender Fonds für kulturelle Zweckeim besetzten Gebiet . Der Anteil Badens für das Jahr 1927
beträgt 23 000 XDt, die bis auf einen geringen Rest auf dieaus dem Brückenkopfgebiet gestellten Anträge bereits verteilt
sind .

Von einem dritten Fonds für Arbeit und Wirtschaft in Höhevon 800 000 Jfld entfällt auf Bade« nur ein Anteil von 4800
Reichsmark. Er ist zum Teil ausgeschüttet und über den Restdurch '

Stellung entsprechender Anträge verfügt .
Endlich wurde im Haushalt des Reichsministers für die be¬

setzten Gebiete für 1927 ein einmaliger sogenannter 30 Mil -
lionenfouds zugunsten sämtlicher besetzten und geräumtenGebiete Deutschlands auSgeworfen . Hiervon sind nach Abzugdes Arbeitnehmeranteils , welcher von dem genannten Reichs¬
ministerium unmittelbar den gewerkschaftlichen Spitzenorgani -
sationen zur Verfügung gestellt wurde, auf Baden 400 000 'Jt fd
entfallen . Das Reichsministerium für die besetzten Gebiete
hat sich nicht darauf beschränkt, dem Lande seinen Anteil zuüberlassen, sondern einen ins einzelne gehenden Unterver¬
teilungsplan mit Angabe des letzten Empfängers verlangt .Die Aufstellung dieses Unterverteilungsplans , an dem, der
Zweckbestimmung des Fonds entsprechend, nicht nur der
Brückenkopf Kehl, sondern auch die geräumten Gebiete vonKarlsruhe , Mannheim und Offenburg beteiligt sind , hat beider verhältnismäßig geringen Höhe des in Betracht kommen¬den Gesamtbetrags nicht unerhebliche Schwierigkeiten bereitet ,zumal unter den Beteiligten nicht völlige Übereinstimmungüber die Verteilung und die Verwendungszwecke erzielt wer-den konnte. Die detaillierten Anträge wegen der Verteilungdes badischen Anteils sind aber nunmehr dem Reichsministerfür die besetzten Gebiete zugegangen .

"
Dann besprach das Haus

die Interpellationen über die Wohnungszwangswirtschaft usw.
Ein Antrag der Bürgerlichen Vereinigung , dahingehend : „Die
Behandlung der Förmlichen Anfrage betr . Lockerung der
Zwangswirtschaft entspricht nicht den Anschauungen des Land¬
tages " wurde von der Regierungsmehrheit abgelehnt .

Ein Gesuch des Freiburger Mietervereins zur Frage des
Mieterschutzes nahm das Haus zur Kenntnis . Bei der nun
folgenden Abstimmung über die Anträge der Kommunistenund der Deutschen Bolkspartei , die sich gegen die Eröffnungder Lehrerbildungsanstalten in Freiburg und Heidelberg wen¬den , wurden von den Koalitionsparteien abgelehnt .Ohne Aussprache stimmte das Haus in beiden Lesungen den
Gesetzentwürfen betr . Einschränkung der Zuständigkeit der
Schwurgerichte für Strafvergehen und betr . Ermächtigungvon Mitgliedern oder Beamten der Jugendämter zur Auf¬nahme vollstreckbarer Verpflichtungserklärungen zum Unter¬halt unehelicher Kinder zu.

Ein Antrag Kühn (Ztr . ) betr . die Verwendung von Ver»sorgungsanwärtern im Reichs-, Staats - und Gemeindedienstwurde durch die Maßnahmen der Regierung für erledigt er-klärt .
Über eine Eingabe des Badischen Gastwirteverbandes betrcf.send das Konzessionswesen ging das Haus zur Tagesordnungüber .

^^
Dann trat Vertagung auf Mittwoch 9 Uhr ein. Schluß

Die Eingemeindung von Oos beschlossen. Der Bürgeraus¬schuß von Oos hat Dienstag abend in einer sehr bewegtenSitzung die Eingemeindung von Oos in Baden -Baden mit 44gegen 26 Stimmen beschlossen. Die Sitzung verlief äußerststürmisch. Auf unaufgeklärte Weise ging plötzlich das Lichtaus , so daß ein Tumult entstand . Glücklicherweise konnte derSchaden bald wieder repariert werden . Die Einigungsgegner ,die Bürgerpartei , vertraten äußerst scharf ihre Ansicht .

Ans der Landeshauptstadt
Bortragsabend Ehe. Schon vor einigen Tagen haben wir

auf diese am 1 . Februar in der Festhalle stattfindende Veran¬
staltung des Bundes für Deutsche Familie und Volkskraft hin¬gewiesen. Der Vortragsabend dürfte , aus der sehr lebhaftenNachfrage nach Karten zu schließen , einen starken Besuch sin- ,den, wie bei dem heute so viel umstrittenen Thema Ehe jakaum anders zu erwarten ist ; besonders, wenn so bekannteund hervorragende Redner zu Wort ' kommen. De. med .Wichern, Bielefeld, wird in seinen Ausführungen natürlichdas Ärztliche und Biologische hervorheben unter Berücksichti¬
gung der Erkenntnisse unserer jüngsten, fast noch im Werden
begriffenen Wissenschaft , oer Vererbungslehre . Während dieRednerin , Frau Krukenberg-Conre dem weiblichen, fraulichenund mütterlichen Standpunkt Ausdruck geben wird , wird Prä¬lat Dr. Kreutz die ethischen und pädagogischen Momente in den
Vordergrund seiner Betrachtungen stellen. Jedenfalls ver¬
spricht der Abend eine eindrucksvolle Veranstaltung zu werden.

Der vom Bund für Deutsche Famtlte und Bolkskraft ver¬
anstaltete Bortragsabend wird, wie wir erfahren , durch ein
Orgelvorspiel eingeleitet werden . Herr Stadelhofer , Meister¬
schüler des Herrn Direktor Philipp vom Badischen Konser¬vatorium , wird die 'D -Moll-Tokata und Fuge von Bach zum
Bortrag bringen .

Wetternachrichtendieust der Badischen Landeswetterwarte
Karlsruhe . Der Durchzug einer Druckrinne brachte heute
nacht in Nord- und Mittelbaden Niederschläge bei zeitweise
starken Südwestwinden . In den höheren Lagen herrschte
Schneesturm . Auf der Rückseite der Druckrinne ist kühlere
Luft nach Frankreich vorgedrungen und hat dort zu Druck¬
anstieg und Aufheiterung geführt . Doch dürfte die Besse¬
rung nicht von langer Dauer sein, da auf dem Ozean bereits ,
eine neue Depression im Anrücken begriffen ist . Voraussage
für 26. Jan . : Wechselnd wolkig mit geringer Neigung zu
Niederschlagsschauern, kühle, schwache, südliche Winde.

TINTE s SCHMINKE
Presse - u . Bühnenfest 1928

am 4m Februar
ln sämtlichen Räumen der städtischen Festhalle

in Karlsruhe
Eintrittskarten zu 10 XM sind zu haben in folgendenGeschäftsstellen:

Badischer Beobachter , Steinstraße 17
Badische Presse, Lammstraße 1 b
Karlsruher Tagblatt, Ritterstraße 1
Karlsruher Zeitung , Karl -Friedrich-Straße 14
Residenz-Knzelger, Jollystraße 21 23
Volksfreund , Waldstraße 28 und an der
Hauptkasse des Badischen Laädestheaters

mmiiii» liiiüiüiiiiiiniiiiiiiiiifisif

Karlsruher Zeitung
Badischer Staatsanzeiger

offizielles Organ
der badischen Regierung

über den ganzen Freistaat Baden verbreitet
Von sämtlichen Staats - und Qemeindebeamten ,
in Industrie -, Handels - und Gewerbekreisen gelesen

Anzeigen aus Industrie ,
Handel und Gewerbe
sind deshalb von ganz
besonderer Wirkung

Geschäftsstelle :
Karlsruhe , Karl -Friedrich-Straße 14

Telephon 952, 953 , 954

Polizeiwachtmeifterftetteneu zu besetzen . 94Bewerber -nutz die staatliche Polizeischule mit Er¬folg besucht oder m-ndestenS 5 Jahre in der staatlichenOrdnungspolrzei oder bei der Gendarmerie zurückaeleathaben . Besoldung nach Gruppe IV mit Aufrückunanach V. "
Bewerbung mit Lebenslauf und mit Zeugnissenwollen bis 10 . Kebrnar 19 *8 beim Bürgermeister¬amt eingereicht werden.
Waldshut , den 24. Januar 1928.

_ Der Bürgermeister.

Staats ■ Lotterie
Die Auszahlung der Gewinne sowie
die Eraeuerani der Lose zur

Haupt- und Schlussklasse
der Preußisch - Süddeutschen Klassenlotterie

beginnt heute in meinen beiden Geschäften

Schluß der Erneuerung: 1 . Februar 1928
Wegen des gegen Ende des Monats zu erwartenden starken An¬dranges bitte ich meine vereinte Kundschaft , nach Möglichkeitdie Erneuerung in dieser Woche vorzunehmen . Für neu hinzu¬tretende Spieler habe ich noch Kauflose in beschränkter

Zahl abzugeben :
7 . V, Lose

15 80 60 120 HM .

Zwerg
Staatliche Lotterie -Einnahme

KARLSRUHE i. B.
Hebelstraße 11 und Waldstraße 38

’ Postscheckkonto 17 808 — Telephon 4828

? .84

Mtzholz-MlstWMNg
Förstamt Steinbach , Mon¬

tag, 30. Januar 1928 , nach¬
mittags 2 Uhr, im Gast-
Hause zum Engel in Ober¬
bruch : M -391

1 . aus Distrikt I Uburg-
wald Abt. 3,4 — 8 : 38,41 fm
Eichen , Rotbuchen, Ulmen
und Linden ;

2 . aus Distrikt III Abts-
moor : 116,42 fm Eichen ,
Eschen und sonstiges Laub¬
holz . Loslisten durch das
Forstamt .

Streitige Gerichtsbarkeit .
M 388 . Karlsruhe. Das

Konkursverfahren über das
Vermögen der Firma Walter
Hochhäuser & To. G . m b. H.
in Liqaidatio », Spedition in
Karlsruhe , wurde nach Ab¬
haltung des Schlußtermins
aufgehoben.

Karlsruhe , 22. Dez. 1927 .
Amtsgericht A 9.

M .382 . Lahr . Da » Kon¬
kursverfahren über das
Vermögen des Maurer¬
meisters August Spies -
berger in Lahr wurde nach
rechtskräftiger Bestätigungdes Zwangevergieichs auf¬
gehoben .

Lahr, den 18. Jan . 1923.
Bad. Amtsgericht.

SerUBekanntiilchnngkii
FreihändigerMtzholzverlaus

F - rstamt W- Ifa» .
Mittwoch , de« l .FcbruarlS28:
434fm Radelstammholz auS
Distr - III Erzenbach u - IV
Hechtsberg. LosVerzeichnisse
durchs Förstamt . M .394

Stangen - Maus .
Das Bad . Farstamt

Gernsbach verkauft frei¬
händig am Donnerstag, den
2. Februar 1928 aus den
StaatSwaldnugrn Schwarze -
gehrruuBruhberg: 2085Stück
Baustangen I .— V . Klaffe,10 Baumpfähle , 895 Stück
Hopfenstangen I .— IV . Kl.und 308 Stück Kleinstangenin einem L»S. M -393

Angebote in Prozentender Landesgrundpreif« bis

DouuerStag, 2. Februar 1928,
uachmtttags 3 Uhr, an das
Forstamt erbeten-

Losauszüge u - Auskunft
durch das Forstamt .

Das Bab . Förstamt
SeruSbach verkauft frei¬
händig aus den StaatSwal .
düngen I (Schwarzegehren)
und II (Bruhberg ) rund
352Jfm Fichten- u Tannen¬
stämme I .—VI . Kl- <z . T -
sehr schlank und zu Masten -
Holz geeignet), 8kmLärche , -
stamme II .—VI . Kl-, 23 fm
Fi -- u-Ta .-Abschn I —VI Kl.
in einem LoS . M .3S5

Angebote bis Montag, den
30. Januar 1928, nachmittags
3 Uhr, an das Forstamt
erbeten.

Losauszüge u . Auskunft
durch da» Forstamt .

MmeWeMtt.
Karlsruhe. M .389

Güterrechtsregisterein
träge :

1 . Band I Seite 27
Werner, Nikolaus, Krimi¬
nalsekretär a - D -, Karls¬
ruhe, und Anna geb - Schaub.
Vertrag vom 12 . Dezember
1927 . Gütertrennung .
16. 1 . 1923 .

2. Seite 28 : Walcher ,
Ernst , Kaufmann , Karls¬
ruhe . und Anna geb . Harter -
Vertrag vom 11 . Januar1928 . Gütertrennung .
16. 1 . 1928 .

3 . Seite 29 : Jäger , Alwin
Ludwig, Kaufmann , Karls -
rube, und Lina geb - Geberth.
Vertrag vom 16 . Januar
1928 . Gütertrennung .
19 . 1. 1928 .

4 . Seite 30 : Markstahler ,
Heinrich . Maurer , Karls¬
ruhe , und Elsa geb . Spis -
singer. Verttag vom 16.
Januar 1928 . Gütertren -
nung . 19 . 1 . 1928 .
Badisches Amtsgericht B 2,

l»

-listünt
n Print-
Rnkmlltl

« Mannheim
0 6,6 &
PlanfccR 8

tetoUMfcifft3J503
Maler » Co., G .m .b.H.

Schopfheim. SK .396
Güterrechtsregisterein¬

trag Band I Seite 337 :
Bomstriu , Karl , Kalkbrenner
und Landwirt in Wiechs ,und Rosa geb . Eisenmann .
Vertrag vom 22. Dezember
1927 . Gütertrennung .

Schopfheim, 20. Jan . 1928.
Badisches Amtsgericht.

Tribrrg. M -392
Güterrechtsreaisterein -

ttag zu Seite 448: Leh¬
ma«», Wilhelm, Gastwirt ,und Christine geb . Breit -
haupt in Langenschiltach.
Nach dem Ehevertrag vom
18 . Januar 1928 wurde
unter Aufhebung der Gü¬
tertrennung die allgemeine
Gütergemeinschaft iß 1437ff .
B -G -B .) vereinbart -

Triberg , 21 . Januar1928 .
Amtsgericht.

Donnerstag , 26. Jan . 1928
*D 17 (Donnerstagmiete )

Th .-Gem . 801 - 900

La IröDtotö
von Verd»

Musikal -Leitung : Jos .Krips-
Jn Szene gesetzt von

Dr. Herrn. Wucherpfennig
Violett«
Flora
Annina
Alfred
Georg
Gaston
Douphol
Marquis
Grenvil
Josef
Diener
Kommissionär

Tanz einstudiert von
Edith Bielefeld

Anfang 20 Ende 22‘/4l Rang u . 1- Sperrsitz 7 XM
Fr - 27 . Jan - fttltai oder :

Die gelbe Rost
Sa -28. Jan . Uraufführung :

Rer» und Akte

von Ernst
Seiberlich

Burgeff
Nentwig

Wehrauch
Laufkötter

Löser
Grötzinger

Vogel
Kalnbach

Plachzinskh
Kilian

WaldstraSe 16
Telephon 5599

Bis 1 . Februar
täglich

Die gpoBe
REVUE

Das
lebende
Magazin

Druck G . Braun . Karlsruhe
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